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A m t s h a f t u n g s r e c h t
Schlaglochunfall wegen 4 cm tiefen und 
großflächigen Schlagloch 
Ein schwer beschädigter Straßenbelag kann 
eine Pflichtverletzung der öffentlichen Hand 
begründen – insbesondere dann, wenn be-
kannte Schäden nur unzureichend behoben 
werden. Gleichwohl führt auch ein solcher 
Pflichtverstoß nicht automatisch zu Scha-
densersatz. Dies hat das Landgericht Lan-
dau entschieden.

Ein E-Bike-Fahrer war im Dezember 2022 am 
Abend auf einer innerörtlichen Kreisstraße 
im Landgerichtsbezirk Landau unterwegs, 
als er in ein deutlich ausgeprägtes Schlag-
loch fuhr und stürzte. Dabei zog er sich 
unter anderem Kopfverletzungen zu und 
verlangte Schmerzensgeld sowie Ersatz für 
beschädigte Gegenstände, wie seine Brille, 
Armbanduhr und Pullover.
Nach den Feststellungen der Kammer be-
fand sich die Straße zum Unfallzeitpunkt in 
einem klar verkehrswidrigen Zustand. Das 
Schlagloch habe eine Tiefe von mehr als vier 
Zentimetern aufgewiesen und eine erheb-
liche Ausdehnung gehabt. Gerade auf einer 
innerörtlichen Hauptstraße ohne eigenen 
Radweg stelle ein solcher Straßenzustand 
eine erhebliche Gefahr für Radfahrer dar.
Besondere Bedeutung maß das Gericht dem 
Umstand bei, dass die Gefahrenstelle nicht 
ausreichend beseitigt worden war. Frühere 
Ausbesserungen seien lediglich provisorisch 
erfolgt, insbesondere unter Verwendung 
von Kaltmischgut, das sich als nicht dauer-

haft haltbar erwiesen habe. Eine nachhaltige 
Instandsetzung sei gleichwohl nicht erfolgt; 
auch eine rechtzeitige Nachkontrolle und 
erneute Sicherung habe es nicht gegeben.
Das Gericht betonte, dass das Land seiner 
Verkehrssicherungspflicht nicht ausrei-
chend nachgekommen sei. Zu den Pflichten 
des Landes gehöre es, Straßen regelmäßig 
zu kontrollieren und bekannte Gefahren-
stellen nicht nur vorübergehend, sondern 
wirksam zu beseitigen oder zumindest zu-
verlässig abzusichern.
Die Klage blieb dennoch ohne Erfolg. Das 
Schlagloch sei für einen aufmerksamen 
Radfahrer erkennbar gewesen und hätte 
umfahren werden können. Der E-Bike-Fah-
rer habe selbst angegeben, nicht auf die 
Fahrbahn geachtet zu haben. Auch die Be-
leuchtungssituation vor Ort habe ein recht-
zeitiges Erkennen des Schlaglochs ermöglicht.
Landgericht Landau,
Urteil vom 19.12.2025 – 3 O 186/23 –

R e i s e r e c h t
Keine Kreuzfahrt ohne Ausweis
Ein Kreuzfahrtpassagier hat keinen An-
spruch auf vollständige Erstattung der 
Kreuzfahrt, wenn sein Personalausweis kurz 
vor Reisebeginn gestohlen wird und er des-
halb nicht an der Kreuzfahrt teilnehmen 
darf. Der Diebstahl zählt zum persönlichen 
Risiko von Reisenden und gilt nicht als au-
ßergewöhnlicher Umstand, der einen kos
tenlosen Rücktritt rechtfertigt. 
Ein Ehepaar hatte bei einem Kreuzfahrtun-
ternehmen eine Ostsee-Kreuzfahrt ab Ko-
penhagen gebucht. Am Tag vor der Ein-
schiffung wurde der Ehefrau in Kopenhagen 
der Personalausweis gestohlen. Die Ehefrau 
meldete den Diebstahl der dänischen Poli-
zei und erhielt eine polizeiliche Verlustmel-
dung. Trotz der polizeilichen Verlustmel-
dung für den Personalausweis, verweigerte 
das Personal des Kreuzfahrtunternehmens 
der Ehefrau wegen fehlender Ausweisdo-
kumente die Einschiffung. Das Ehepaar trat 
daraufhin die Heimreise an und verlangte 
vom Kreuzfahrtunternehmen die Rückzah-
lung des gesamten Reisepreises. Der Ver-
lust des Ausweises sei unvermeidbar und 
außergewöhnlich gewesen. Zudem sei die 
Verweigerung der Einschiffung unnötig 
gewesen, da innerhalb der EU auch eine 
Rundreise ohne Personalausweis möglich 

gewesen wäre. Das Kreuzfahrtunternehmen 
erstattete unter Verweis auf seine Stornie-
rungs-AGB einen Teil des Reisepreises in 
Höhe von 277,50 Euro. Da das Ehepaar dies 
nicht akzeptierte, überwies das Ehepaar den 
Betrag wieder zurück und erhob vor dem 
Amtsgericht München Klage auf Rückzah-
lung des gesamten Reisepreises.
Das Amtsgericht München wies die Kla-
ge weitestgehend ab und verurteilte das 
Kreuzfahrtunternehmen lediglich zur Zah-
lung von 277,50 Euro.

Der Diebstahl des Personalausweises der 
Ehefrau des Klägers stelle keinen unver-
meidbaren, außergewöhnlichen Umstand 
dar. Unvermeidbare, außergewöhnliche 
Umstände seien als eine außerhalb der 
Kontrolle liegende Situation definiert, de-
ren Folgen sich, wären auch alle zumut-
baren Vorkehrungen getroffen worden, 
nicht vermeiden ließen. Die Sorge für die 
geeignete Beschaffenheit der Ausweispa-
piere - ihre Gültigkeit, ihr rechtzeitiges Vor-
liegen zum Reiseantritt und ihre Tauglich-
keit für die vorgesehene Reise - sind dabei 
die Angelegenheit des Reisenden. Sie sind 
mit seiner Person verbunden und gehören 
deshalb regelmäßig zu seiner Risikosphä-
re. An dieser Einschätzung änderte es auch 
nichts, dass der Personalausweis noch kurz 
vor Reiseantritt vorhanden war und dann 
gestohlen worden ist. Auch das Diebstahl-
risiko sei kein allgemeiner, vom Einzelnen 
nicht beeinflussbarer, äußerer Umstand. 
Vielmehr hat jeder individuell die Möglich-
keit sein persönliches Risiko, bestohlen zu 
werden, zu beeinflussen, durch die Art und 
Weise der Aufbewahrung von Gegenstän-
den, die Entscheidung an besonderes (ta-
schen-) diebstahlsträchtigen touristischen 
Hotspots bestimmte Gegenstände gar nicht 
mitzunehmen oder generell solche Orte zu 
meiden etc.
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Die Verweigerung der Einschiffung ohne 
gültiges Ausweisdokument erfolgte auch 
zu Recht, da auch im grenzüberschreiten-
den Personenverkehr innerhalb der EU ein 
gültiges Ausweisdokument erforderlich war. 
Eine polizeiliche Verlustmeldung beinhalte 
keine Identitätsfeststellung und ist damit 
kein Ausweisdokument.
Amtsgericht München,
Urteil vom 28.01.2026 – 172 C 24667/24 –

S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
Verletzung an Latte Macchiato Glas
Von Mitarbeitern einer Bäckereifiliale kann 
nicht verlangt werden, jedes ausgegebene 
Glas eingehend auf mögliche Beschädi-
gungen zu überprüfen. Es muss nur eine 
Sichtprüfung auf erkennbare Bruchstellen 
und scharfe Kanten erfolgen. Dies hat das 
Landgericht Frankenthal (Pfalz) entschie-
den.
Dem Prozess lag die Klage des Kunden ei-
ner Bäckereifiliale zugrunde. Er hatte ange-
geben, sich beim Kaffeetrinken an einem 
Latte Macchiato Glas das Zungenbändchen 
verletzt zu haben. Seiner Behauptung nach 
sei das Glas scharfkantig gewesen. Die Mit-
arbeiterin der Bäckerei habe es deshalb 
nicht herausgeben dürfen. Für ihn selbst sei 
die scharfe Kante zunächst nicht erkennbar 
gewesen. Sie sei von dem Milchschaum und 
dem Inhalt des Glases verdeckt worden. Der 
Gast verlangte von der Bäckerei ein Schmer-
zensgeld in Höhe von 1.500 Euro.

Seine Klage blieb jedoch ohne Erfolg. Das 
Landgericht wies darauf hin, dass zwar auch 
eine Bäckerei grundsätzlich gehalten sei, 
alle notwendigen und zumutbaren Vor-
kehrungen zu treffen, um eine Verletzung 
von Kunden zu verhindern. Eine absolute 
Verkehrssicherung, die jede Schädigung 
ausschließt, sei aber im praktischen Leben 
nicht zu erreichen. Vorliegend war die Kam-
mer nicht davon überzeugt, dass eine derart 
scharfkantige Bruchstelle am Glasrand vor-
gelegen hat, dass sie der Mitarbeiterin bei 
der Ausgabe hätte auffallen müssen. Zudem 
sei auch nicht damit zu rechnen, dass Kun-
den sich beim Trinken aus einem Glas ihr 
Zungenbändchen verletzen.
Landgericht Frankenthal,
Urteil vom 15.05.2026 – 2 S 97/25 –

S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
Ausrutschen in einem öffentlichen Plan-
schbecken
Das Landgericht Lübeck hat Ersatzansprü-
che eines Kleinkindes verneint, das mut-
maßlich im Planschbecken des Lübecker 
Drägerparks ausgerutscht war und sich zwei 
Milchzähne ausschlug.

Ein Kleinkind planschte im öffentlichen 
Wasserbecken und rutschte dann mutmaß-
lich auf dem algenbewachsenen Boden aus. 
Dabei verlor das Kind zwei Milchzähne. Die 
Eltern verlangten von der Stadt Schmer-
zensgeld und den Ersatz künftiger (Arzt-)
Kosten. Die Stadt hätte vor der Rutschge-
fahr durch Algen warnen müssen.

Das Landgericht Lübeck verneinte Ersat-
zansprüche, denn die Stadt habe keine 
Sorgfaltspflicht verletzt. Die Stadt müsse 
Spielflächen zwar möglichst gefahrlos hal-
ten. Das habe die Stadt aber auch getan, sie 
habe das Becken von Zeit zu Zeit gereinigt 
und gelegentlich trockenfallen lassen. Eine 
häufigere Reinigung (z.B. einmal wöchent-
lich) sei nicht zumutbar. Der Algenbewuchs 
sei auch zu sehen gewesen. Die damit ver-
bundene Rutschigkeit hätten die Eltern 
selbst erkennen können und müssen, des-
halb habe die Stadt davor auch nicht durch 
Schilder warnen müssen.
Landgericht Lübeck,
Urteil vom 01.12.2025 – 6 O 160/25 –

F l u g g a s t r e c h t
20.000 Euro Schmerzengeld für Verlet-
zungen bei heftigen Turbulenzen im 
Flugzeug
Das Landgericht Frankfurt am Main hat 
einem Flugpassagier, der sich bei hef-
tigen Turbulenzen auf dem Hinflug in 
seinen zweiwöchigen Pauschalurlaub auf 
Mauritius im Flugzeug erheblich verletzt 
hatte, ein Schmerzensgeld in Höhe von 
20.000 Euro nach dem Montrealer Über-
einkommen zugesprochen.
Der spätere Kläger buchte bei einem 
Reiseanbieter eine vierzehntätige Pau-
schalreise für seine Ehefrau und sich nach 
Mauritius zu einem Gesamtpreis von rund 
5.800 Euro. Während des Hinflugs geriet 
das Flugzeug im Luftraum über den Sey-
chellen in heftige Turbulenzen. Gegen-
stände aus der Kabine und der Bordküche 
flogen herum. Passagiere wurden aus ih-
ren Sitzen geschleudert, so auch der Klä-
ger. Dabei stieß er mit seinem Kopf heftig 
gegen die Kabinendecke. Der Kläger und 
seine Ehefrau wurden nach der Landung 
in Mauritius ins Krankenhaus gebracht 
und nach einem Tag in das gebuchte Ho-
tel gefahren.
In einem späteren Verfahren vor der Rei-
serechtskammer des Landgerichts Frank-
furt am Main trug der Kläger vor, er habe 
infolge der Turbulenzen eine Fraktur von 
zwei Halswirbeln, eine Platzwunde und 
Prellungen erlitten. Er habe während des 
Urlaubs unter starken Schmerzen gelitten 
und die meiste Zeit im Bett verbracht. Zu 
den Mahlzeiten sei er vom Hotelpersonal 

mit einem Elektrowagen gefahren wor-
den. Seine Ehefrau habe ihm beim Auf-
stehen, bei der Körperpflege und beim 
Toilettengang geholfen. Sie selbst habe 
sich auf dem Flug einen Brustwirbel ange-
brochen und Prellungen davongetragen.
Nach der Rückkehr nach Deutschland 
seien in einem Hospital in Wiesbaden die 
Halswirbelfrakturen beim Kläger bestätigt 
worden. Die deutschen Ärzte hätten eine 
Lebensgefahr und eine drohende Läh-
mung diagnostiziert und zur sofortigen 
Operation geraten. Der Kläger sei dann 
acht Tage stationär behandelt worden. 
Danach habe er zwölf Wochen eine Hals-
krause tragen müssen. Er leide bis heute 
unter Schmerzen. Die Erinnerung an das 
Geschehen im Flugzeug und die Todes-
ängste der anderen Passagiere beein-
trächtige ihn fortwährend.

In ihrem Urteil sprach die Reiserechts-
kammer dem Kläger Schadensersatz nach 
dem sog. Montrealer Übereinkommen zu. 
Dieses internationale Abkommen regelt 
insbesondere auch die Haftung von Flug-
gesellschaften bei Tod, Verletzungen von 
Passagieren oder Verlust, Beschädigung 
und Verspätung von Gepäck. Das Gericht 
entschied, dass der beklagte Reiseveran-
stalter als Pauschalreiseveranstalter ver-
tragliches Luftfahrtunternehmen im Sinne 
des Montrealer Übereinkommens sei und 
als solches für die Verletzungen des Klä-
gers und seiner Frau hafte.
Das Montrealer Übereinkommen ge-
währe eine Entschädigung wegen nutz-
los aufgewendeter Urlaubszeit in Höhe 
des vollständigen Reisepreises. Die ge-
buchte Erholungsreise war aufgrund der 
erlittenen schweren Verletzungen und 
starken Schmerzen komplett beeinträch-
tigt und der Urlaub hatte für den Kläger 
überhaupt keinen Wert mehr, stellte das 
Gericht fest. 
Schließlich stünde dem Kläger auch ein 
Anspruch auf Schmerzensgeld nach dem 
Montrealer Übereinkommen in Höhe von 
20.000 Euro zu. Bei der Bemessung des 
Schmerzensgeldes seien die besonderen 
Frakturen der Halswirbelsäule, die damit 
einhergehende Lebensgefahr, die erlit-
tenen und fortdauernden Schmerzen und 
Beeinträchtigungen zu berücksichtigen.
Landgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 10.06.2026 – 2-24 O 527/23 –
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